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VERORDNUNG (EG) Nr. 551/2004 DES EUROPÄISCHEN
PARLAMENTS UND DES RATES

vom 10. März 2004

über die Ordnung und Nutzung des Luftraums im einheitlichen
europäischen Luftraum

(„Luftraum-Verordnung“)

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN
UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,
insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschus-
ses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4), aufgrund des
vom Vermittlungsausschuss am 11. Dezember 2003 gebilligten gemein-
samen Entwurfs,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Schaffung des einheitlichen europäischen Luftraums erfordert
einen harmonisierten Ansatz zur Regelung der Ordnung und Nut-
zung des Luftraums.

(2) In dem Bericht der hochrangigen Gruppe für den einheitlichen
europäischen Luftraum vom November 2000 wird die Auffassung
vertreten, dass die Festlegung, die Regulierung und das strategi-
sche Management des Luftraums auf europäischer Grundlage er-
folgen sollte.

(3) In der Mitteilung der Kommission über die Schaffung des ein-
heitlichen europäischen Luftraums vom 30. November 2001 wird
eine Strukturreform gefordert, damit über ein schrittweise stärker
integriertes Luftraummanagement und die Entwicklung neuer
Konzepte und Verfahren für das Flugverkehrsmanagement der
einheitliche europäische Luftraum geschaffen werden kann.

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 549/2004 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 10. März 2004 („Rahmenverordnung“) (5) legt
den Rahmen für die Schaffung des einheitlichen europäischen
Luftraums fest.

(5) In Artikel 1 des Abkommens von Chicago über die internationale
Zivilluftfahrt von 1944 erkennen die Vertragsstaaten an, „dass
jeder Staat über seinem Hoheitsgebiet volle und ausschließliche
Hoheit über den Luftraum besitzt“. Im Rahmen dieser Hoheit
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(1) ABl. C 103 E vom 30.4.2002, S. 35.
(2) ABl. C 241 vom 7.10.2002, S. 24.
(3) ABl. C 278 vom 14.11.2002, S. 13.
(4) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 3. September 2002 (ABl.

C 272 E vom 13.11.2003, S. 316), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom
18. März 2003 (ABl. C 129 E vom 3.6.2003, S. 11) und Standpunkt des
Europäischen Parlaments vom 3. Juli 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht). Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom
29. Januar 2004 und Beschluss des Rates vom 2. Februar 2004.

(5) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.



über den Luftraum und vorbehaltlich der geltenden internationa-
len Übereinkünfte nehmen die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft
mit der Flugverkehrskontrolle hoheitliche Befugnisse wahr.

(6) Der Luftraum ist eine gemeinsame Ressource für alle Kategorien
von Nutzern, die von allen flexibel genutzt werden muss, wobei
Fairness und Transparenz gewährleistet sein müssen und den si-
cherheits- und verteidigungspolitischen Erfordernissen der Mit-
gliedstaaten und ihren Verpflichtungen in internationalen Organi-
sationen Rechnung zu tragen ist.

(7) Ein effizientes Luftraummanagement ist wesentliche Vorausset-
zung für eine Steigerung der Kapazität des Systems der Flugver-
kehrsdienste, für die optimale Befriedigung unterschiedlicher
Nutzeranforderungen und für die Gewährleistung einer möglichst
flexiblen Luftraumnutzung.

(8) Die Tätigkeit von Eurocontrol hat gezeigt, dass das Streckennetz
und die Luftraumstruktur vernünftigerweise nicht isoliert weiter-
entwickelt werden können, da jeder einzelne Mitgliedstaat einen
integralen Bestandteil des europäischen Flugverkehrsmanage-
mentnetzes (EATMN) bildet, sowohl innerhalb als auch außer-
halb der Gemeinschaft.

(9) Der obere Luftraum sollte für den allgemeinen Flugverkehr im
Streckenflug schrittweise stärker integriert betrieben werden; die
Schnittstelle zwischen dem oberen und dem unteren Luftraum
sollte entsprechend festgelegt werden.

(10) Die Einrichtung eines europäischen Fluginformationsgebietes für
den oberen Luftraum (European Upper Flight Information Re-
gion, EUIR), das sich im Rahmen des Geltungsbereichs dieser
Verordnung auf den oberen Luftraum in der Zuständigkeit der
Mitgliedstaaten erstreckt, sollte die gemeinsame Planung und
Veröffentlichung von Luftfahrtinformationen erleichtern und da-
mit regionale Engpässe abbauen.

(11) Die Luftraumnutzer sehen sich unterschiedlichsten Bedingungen
für den Zugang zum Luftraum der Gemeinschaft und für die
Bewegungsfreiheit innerhalb dieses Luftraums gegenüber. Dies
ist durch die fehlende Harmonisierung der Luftraumklassifizie-
rung bedingt.

(12) Die Umstrukturierung des Luftraums sollte sich ungeachtet be-
stehender Grenzen nach betrieblichen Anforderungen richten. Es
sollten gemeinsame allgemeine Grundsätze zur Errichtung ein-
heitlicher funktionaler Luftraumblöcke in Absprache mit und
auf der Grundlage technischer Beratung durch Eurocontrol auf-
gestellt werden.

(13) Es ist von wesentlicher Bedeutung, in Bezug auf Strecken und
Sektoren zu einer gemeinsamen, harmonisierten Luftraumstruktur
zu gelangen, der gegenwärtigen und künftigen Ordnung des Luft-
raums gemeinsame Prinzipien zugrunde zu legen und den Luft-
raum gemäß harmonisierten Regeln zu gestalten und zu verwal-
ten.

(14) Das Konzept der flexiblen Nutzung des Luftraums sollte effizient
angewandt werden; es ist notwendig, die Nutzung von Luftraum-
sektoren durch die Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten
hinsichtlich der Nutzung dieser Sektoren für den militärischen
Einsatz- und Ausbildungsbetrieb, besonders während der Spitzen-
zeiten des allgemeinen Flugverkehrs und in Lufträumen mit hoher
Nutzungsdichte, zu optimieren. Hierzu ist es erforderlich, ange-
messene Ressourcen für eine wirksame Umsetzung des Konzepts
der flexiblen Luftraumnutzung zuzuweisen und hierbei sowohl
zivilen als auch militärischen Erfordernissen Rechnung zu tragen.

(15) Die Mitgliedstaaten sollten sich bemühen, im Hinblick auf die
Anwendung des Konzepts der flexiblen Luftraumnutzung über
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die nationalen Grenzen hinweg mit den benachbarten Mitglied-
staaten zusammenzuarbeiten.

(16) Unterschiede bei der Organisation der Zusammenarbeit zwischen
zivilen und militärischen Stellen in der Gemeinschaft behindern
das einheitliche und zeitnahe Luftraummanagement sowie die
Einführung von Änderungen. Voraussetzung für den Erfolg des
einheitlichen europäischen Luftraums ist eine wirksame Zusam-
menarbeit zwischen zivilen und militärischen Stellen, und zwar
unbeschadet der Vorrechte und Zuständigkeiten der Mitgliedstaa-
ten im Verteidigungsbereich.

(17) Der militärische Einsatz- und Ausbildungsbetrieb sollte geschützt
werden, wenn seine sichere und effiziente Durchführung durch
die Anwendung gemeinsamer Grundsätze und Kriterien beein-
trächtigt wird.

(18) Zur Verbesserung der Wirksamkeit der Verkehrsflussregelung
sollten geeignete Maßnahmen eingeführt werden, mit denen be-
stehende Betriebsstellen, einschließlich der zentralen Verkehrs-
flussregelungsstelle von Eurocontrol (Central Flow Management
Unit), bei der Sicherstellung eines effizienten Flugbetriebs unter-
stützt werden.

(19) Es ist wünschenswert, Überlegungen über die Ausweitung der für
den oberen Luftraum geltenden Konzepte nach einem Zeitplan
und entsprechenden Studien auf den unteren Luftraum anzustellen
—

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Ziel und Geltungsbereich

(1) Im Geltungsbereich der Rahmenverordnung betrifft die vorlie-
gende Verordnung die Ordnung und Nutzung des Luftraums im einheit-
lichen europäischen Luftraum. Ziel dieser Verordnung ist die Unterstüt-
zung des Konzepts eines schrittweise stärker integriert betriebenen Luft-
raums im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik und die Festlegung
gemeinsamer Gestaltungs-, Planungs- und Verwaltungsverfahren zur Si-
cherstellung einer effizienten und sicheren Durchführung des Flugver-
kehrsmanagements.

(2) Der Luftraum ist so zu nutzen, dass die Erbringung von Flug-
sicherungsdiensten als kohärentes und konsistentes Ganzes gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 550/2004 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 10. März 2004 über die Erbringung von Flugsicherungs-
diensten im einheitlichen europäischen Luftraum („Flugsicherungs-
dienste-Verordnung“) (1) unterstützt wird.

(3) Unbeschadet des Artikels 10 gilt diese Verordnung für den Luft-
raum innerhalb der ICAO-Regionen EUR und AFI, in dem die Mit-
gliedstaaten für die Erbringung von Flugverkehrsdiensten gemäß der
Flugsicherungsdienste-Verordnung zuständig sind. Die Mitgliedstaaten
können die vorliegende Verordnung auch auf den in ihrem Zuständig-
keitsbereich liegenden Luftraum innerhalb anderer ICAO-Gebiete an-
wenden, sofern sie die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten
davon unterrichten.
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(4) Die Fluginformationsgebiete (Flight Information Regions), die
sich innerhalb des Luftraums befinden, für den diese Verordnung gilt,
werden im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

KAPITEL II

LUFTRAUMARCHITEKTUR

▼M1
__________

Artikel 3

Europäisches Fluginformationsgebiet für den oberen Luftraum
(EUIR)

(1) Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten streben die Einrich-
tung und Anerkennung eines einzigen europäischen Fluginformations-
gebietes für den oberen Luftraum (European Upper Flight Information
Region, EUIR) und dessen Anerkennung durch die ICAO an. Hierzu
legt die Kommission in Bezug auf Angelegenheiten, die in die Zustän-
digkeit der Gemeinschaft fallen, gegebenenfalls dem Rat gemäß Arti-
kel 300 des Vertrags bis zum 4. Dezember 2011eine Empfehlung vor.

(2) Das EUIR wird so gestaltet, dass es den Luftraum umfasst, der
gemäß Artikel 1 Absatz 3 in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt;
es kann auch den Luftraum von europäischen Drittstaaten umfassen.

(3) Die Festlegung des EUIR erfolgt unbeschadet der Zuständigkeit
der Mitgliedstaaten für die Benennung von Dienstleistern für Flugver-
kehrsdienste für den Luftraum in ihrem Zuständigkeitsbereich gemäß
Artikel 8 Absatz 1 der Flugsicherungsdienste-Verordnung.

(4) Die Mitgliedstaaten sind gegenüber der ICAO weiterhin für die
geografisch abgegrenzten Fluginformationsgebiete für den oberen Luft-
raum und für die Fluginformationsgebiete verantwortlich, die ihnen die
ICAO zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung zugewiesen
hatte.

Artikel 3a

Elektronische Luftfahrtinformationen

(1) Unbeschadet der Veröffentlichung von Luftfahrtinformationen
durch die Mitgliedstaaten und im Einklang mit dieser Veröffentlichung
gewährleistet die Kommission in Zusammenarbeit mit Eurocontrol die
Verfügbarkeit elektronischer Luftfahrtinformationen hoher Qualität, die
auf harmonisierte Weise dargeboten werden und den Anforderungen
aller einschlägigen Nutzer hinsichtlich Datenqualität und Aktualität ent-
sprechen.

(2) Für die Zwecke von Absatz 1

a) gewährleistet die Kommission die Entwicklung einer gemeinschafts-
weiten Infrastruktur für Luftfahrtinformationen in Form eines elek-
tronischen integrierten Flugberatungsportals mit uneingeschränktem
öffentlichem Zugang für interessierte Beteiligte. Durch diese Infra-
struktur zusammengefasst wird der Zugang zu und die Bereitstellung
von erforderlichen Datenelementen wie unter anderem Luftfahrtin-
formationen, Informationen der Meldestellen für Flugverkehrsdienste
(ARO), Flugwetterinformationen und Verkehrsflussinformationen;

b) unterstützt die Kommission die Modernisierung und Harmonisierung
der Bereitstellung von Luftfahrtinformationen im weitesten Sinne in
enger Zusammenarbeit mit Eurocontrol und der ICAO.
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(3) Die Kommission nimmt die detaillierten Durchführungsbestim-
mungen zu diesem Artikel nach dem in Artikel 5 Absatz 3 der Rahmen-
verordnung genannten Regelungsverfahren an.

Artikel 4

Luftverkehrsregeln und Luftraumklassifizierung

Die Kommission nimmt nach dem in Artikel 5 Absatz 3 der Rahmen-
verordnung genannten Regelungsverfahren Durchführungsvorschriften
an, um

a) entsprechende Bestimmungen zu den Luftverkehrsregeln auf der
Grundlage der ICAO-Richtlinien und -Empfehlungen zu Luftver-
kehrsregeln anzunehmen;

b) die Anwendung der ICAO-Luftraumklassifizierung mit geeigneter
Anpassung zu harmonisieren, um die nahtlose Erbringung von siche-
ren und effizienten Flugverkehrsdiensten im einheitlichen europä-
ischen Luftraum zu gewährleisten.

__________

Artikel 6

Netzmanagement und -gestaltung

(1) Die Funktionen des Flugverkehrsmanagementnetzes (ATM-Netz)
erlauben eine optimale Luftraumnutzung und gewährleisten, dass die
Luftraumnutzer Flugverkehr auf den bevorzugten Flugwegen durchfüh-
ren können, und ermöglichen dabei einen größtmöglichen Zugang zum
Luftraum und zu Flugsicherungsdiensten. Diese Funktionen des Netzes
sollen Initiativen auf nationaler Ebene sowie auf der Ebene der funk-
tionalen Luftraumblöcke unterstützen und unter Wahrung der Trennung
von regulativen und operativen Aufgaben umgesetzt werden.

(2) Zur Erreichung der Ziele von Absatz 1 und unbeschadet der
Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten im Hinblick auf nationale Strecken
und Luftraumstrukturen gewährleistet die Kommission, dass die folgen-
den Funktionen wahrgenommen werden:

a) Gestaltung des europäischen Streckennetzes;

b) Koordinierung knapper Ressourcen innerhalb der für die Luftfahrt
vorgesehenen Frequenzbereiche, die im allgemeinen Flugverkehr
verwendet werden, insbesondere Funkfrequenzen und Koordinierung
von Radar-Transponder-Codes.

Die in Unterabsatz 1 aufgeführten Funktionen umfassen nicht die
Annahme verbindlicher Maßnahmen allgemeiner Tragweite oder
die Ausübung politischen Ermessens. Sie berücksichtigen Vor-
schläge, die auf nationaler Ebene sowie auf Ebene der funktionalen
Luftraumblöcke erarbeitet wurden. Sie werden in Koordinierung mit
Militärbehörden gemäß vereinbarter Verfahren für die flexible Nut-
zung des Luftraums wahrgenommen.

Die Kommission kann nach Konsultation des Ausschusses für den
einheitlichen Luftraum und gemäß den in Absatz 4 genannten
Durchführungsvorschriften die Aufgaben an Eurocontrol oder an
eine andere unparteiische und kompetente Stelle übertragen, die für
die Durchführung der in Unterabsatz 1 aufgeführten Funktionen er-
forderlich sind. Diese Aufgaben werden auf unparteiische und kos-
tenwirksame Weise durchgeführt und im Namen der Mitgliedstaaten
und Beteiligten wahrgenommen. Sie unterliegen einer angemessenen
Lenkung, bei der die jeweils gesonderte Rechenschaftspflicht für die
Erbringung von Diensten und die Regulierung anerkannt wird; dabei
werden die Bedürfnisse des gesamten ATM-Netzes berücksichtigt
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und die Luftraumnutzer und Flugsicherungsorganisationen umfas-
send einbezogen.

(3) Die Kommission kann die Liste der Funktionen des Absatzes 2
nach entsprechender Konsultation der Interessenvertreter der betroffenen
Industrie ergänzen. Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher
Bestimmungen dieser Verordnung durch Ergänzung werden nach dem
in Artikel 5 Absatz 4 der Rahmenverordnung genannten Regelungsver-
fahren mit Kontrolle erlassen.

(4) Detaillierte Vorschriften für die Durchführung der in diesem Ar-
tikel genannten Maßnahmen, mit Ausnahme der in den Absätzen 6 bis 9
genannten Maßnahmen, werden nach dem in Artikel 5 Absatz 3 der
Rahmenverordnung genannten Regelungsverfahren erlassen. Diese
Durchführungsvorschriften sehen insbesondere vor:

a) Koordinierung und Harmonisierung der Prozesse und Verfahren zur
Erhöhung der Effizienz der Verwaltung der Frequenzen für den Luft-
verkehr, einschließlich der Ausarbeitung von Grundsätzen und Krite-
rien;

b) zentrale Funktion zur Koordinierung der rechtzeitigen Feststellung
und Deckung des Bedarfs an Frequenzen in den Frequenzbereichen,
die dem allgemeinen europäischen Flugverkehr zugewiesen wurden,
zur Unterstützung der Schaffung und des Betriebs des europäischen
Luftverkehrsnetzes;

c) zusätzliche Netzfunktionen, wie in dem ATM-Masterplan festgelegt;

d) ausführliche Festlegungen für eine kooperative Entscheidungsfin-
dung zwischen den Mitgliedstaaten, den Flugsicherungsorganisatio-
nen und der Netzverwaltungsfunktion für die in Absatz 2 genannten
Aufgaben;

e) Festlegungen für die Konsultation der relevanten Beteiligten an der
Entscheidungsfindung auf nationaler und europäischer Ebene und

f) innerhalb des Funkfrequenzspektrums, das von der Internationalen
Fernmeldeunion für den allgemeinen Flugverkehr zugewiesen wurde,
eine Trennung der Aufgaben und Zuständigkeiten zwischen der
Netzverwaltungsfunktion und den nationalen Frequenzverwaltern,
durch die gewährleistet ist, dass die Funktionen der nationalen Fre-
quenzverwaltung weiterhin die Zuweisungen vornehmen, die keine
Auswirkungen auf das Netz haben. In den Fällen, in denen keine
Auswirkungen auf das Netz zu verzeichnen sind, arbeiten die natio-
nalen Frequenzverwalter mit den für die Netzverwaltungsfunktionen
Verantwortlichen zusammen, um die Nutzung der Frequenzen zu
optimieren.

(5) Andere Aspekte der Gestaltung des Luftraums als die in Absatz 2
genannten werden auf nationaler Ebene oder auf der Ebene der funk-
tionalen Luftraumblöcke geregelt. Dieser Gestaltungsprozess berücksich-
tigt die Anforderungen und die Komplexität des Verkehrs sowie Leis-
tungspläne auf nationaler Ebene oder auf Ebene der funktionalen Luft-
raumblöcke, und er beinhaltet eine umfassende Konsultation der rele-
vanten Luftraumnutzer oder relevanter Gruppen, die Luftraumnutzer
vertreten, und gegebenenfalls der Militärbehörden.

(6) Die Mitgliedstaaten betrauen Eurocontrol oder eine andere unpar-
teiische und kompetente Stelle — unter Festsetzung entsprechender
Aufsichtsvereinbarungen — mit der Durchführung des Verkehrsflussma-
nagements.

(7) Die Durchführungsvorschriften für das Verkehrsflussmanagement,
einschließlich der erforderlichen Aufsichtsvereinbarungen, werden mit
dem Ziel, die verfügbare Kapazität bei der Nutzung des Luftraums zu
optimieren und die Verfahren der Verkehrsflussregelung zu stärken,
nach dem in Artikel 5 Absatz 2 der Rahmenverordnung genannten
Beratungsverfahren erarbeitet und nach dem in Artikel 5 Absatz 3 der
Rahmenverordnung genannten Regelungsverfahren angenommen. Diese
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Vorschriften beruhen auf Transparenz und Effizienz, damit eine flexible
und zeitgerechte Kapazitätsbereitstellung im Einklang mit den Empfeh-
lungen des regionalen ICAO-Luftfahrtplans, Europäische Region, si-
chergestellt ist.

(8) Die Durchführungsvorschriften für das Verkehrsflussmanagement
fördern betriebliche Entscheidungen von Flugsicherungsorganisationen,
Flughafenbetreibern und Luftraumnutzern und erstrecken sich auf die
folgenden Bereiche:

a) Flugplanung,

b) Nutzung der verfügbaren Luftraumkapazität in allen Flugphasen,
einschließlich der Zuweisung von Zeitnischen, und

c) Nutzung der Strecken durch den allgemeinen Flugverkehr, ein-
schließlich

— der Erstellung einer einheitlichen Veröffentlichung zur Strecken-
und Verkehrsausrichtung,

— Möglichkeiten zur Umleitung von allgemeinem Flugverkehr aus
überlasteten Gebieten und

— Prioritätsregeln für die Luftraumnutzung durch den allgemeinen
Flugverkehr, insbesondere zu Zeiten hoher Auslastung und in
Krisen.

(9) Bei der Ausarbeitung und Annahme der Durchführungsvorschrif-
ten berücksichtigt die Kommission gegebenenfalls und unbeschadet der
Sicherheit die Übereinstimmung von Flugdurchführungsplänen und
Flughafenzeitnischen sowie die notwendige Koordinierung mit benach-
barten Regionen.

▼B

KAPITEL III

FLEXIBLE LUFTRAUMNUTZUNG IM EINHEITLICHEN
EUROPÄISCHEN LUFTRAUM

Artikel 7

Flexible Luftraumnutzung

(1) Unter Berücksichtigung der Organisation militärischer Belange in
ihrem Zuständigkeitsbereich stellen die Mitgliedstaaten die einheitliche
Anwendung des Konzepts der flexiblen Luftraumnutzung im einheitli-
chen europäischen Luftraum, wie es von der ICAO beschrieben und von
Eurocontrol entwickelt wurde, sicher, um das Luftraummanagement und
das Flugverkehrsmanagement im Rahmen der gemeinsamen Verkehrs-
politik zu erleichtern.

(2) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission jährlich Bericht
über die im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik erfolgende An-
wendung des Konzepts der flexiblen Luftraumnutzung auf den Luftraum
in ihrem Zuständigkeitsbereich.

(3) Erweist es sich insbesondere aufgrund der Berichte der Mitglied-
staaten als notwendig, die Anwendung des Konzepts der flexiblen Luft-
raumnutzung im einheitlichen europäischen Luftraum zu verbessern und
zu harmonisieren, so sind nach dem Verfahren des Artikels 8 der Rah-
menverordnung Durchführungsvorschriften im Rahmen der gemeinsa-
men Verkehrspolitik zu erlassen.
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Artikel 8

Zeitweilige Aussetzung

(1) In Fällen, in denen die Anwendung des Artikels 7 mit erhebli-
chen betrieblichen Schwierigkeiten verbunden ist, können die Mitglied-
staaten die Anwendung zeitweilig unter der Bedingung aussetzen, dass
sie dies der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten unverzüglich
mitteilen.

(2) Nach der Einführung einer zeitweiligen Aussetzung der Anwen-
dung können nach dem Verfahren des Artikels 8 der Rahmenverord-
nung für den Luftraum im Zuständigkeitsbereich des betroffenen Mit-
gliedstaates bzw. der betroffenen Mitgliedstaaten Anpassungen der ge-
mäß Artikel 7 Absatz 3 erlassenen Vorschriften vorgenommen werden.

▼M1
__________

▼B

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 10

Überprüfung

Im Rahmen der regelmäßigen Überprüfung gemäß Artikel 12 Absatz 2
der Rahmenverordnung erstellt die Kommission eine Prospektivstudie
über die Bedingungen für die künftige Anwendung der in den Artikeln 3,
5 und 6 genannten Konzepte auf den unteren Luftraum.

Auf der Grundlage der Ergebnisse der Studie und entsprechend dem
erzielten Fortschritt legt die Kommission dem Europäischen Parlament
und dem Rat spätestens zum 31. Dezember 2006 einen Bericht und
gegebenenfalls einen Vorschlag vor, in dem die Ausweitung der An-
wendung dieser Konzepte auf den unteren Luftraum oder sonstige Maß-
nahmen vorgesehen werden. Wird eine solche Ausweitung in Betracht
gezogen, sollten die einschlägigen Entscheidungen vorzugsweise vor
dem 31. Dezember 2009 getroffen werden.

Artikel 11

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit-
telbar in jedem Mitgliedstaat.

▼B

2004R0551— DE— 04.12.2009 — 001.001— 9


